
zum Teil lediglich, dass der Täter mit einer 
gewissen Hartnäckigkeit auf das Opfer ein-
gewirkt hat.6

C) Kritik

Knüpft ein Tatbestand an neutrale Hand-
lungen an, hat dies zur Folge, dass jeder sich 
grundsätzlich mit völlig alltäglichen Hand-
lungen verdächtig machen kann. Das Straf-
recht erfasst dann plötzlich Bereiche und 
Verhaltensweisen, die eigentlich seit jeher 
als privat begriffen wurden, und jeder Ein-
zelne kann in die Situation geraten, sich für 
Verhaltensweisen rechtfertigen zu müssen, 
deren Bewertung sich der Staat lange Zeit 
nicht angemaßt hat.7 Bedenkt man über- 
dies, dass man einen Vorwurf, einem Kind 
gegenüber sexuell übergriffig geworden zu 
sein, auch im Fall einer schließlich festge-
stellten Falschverdächtigung nie wieder 
vollständig aus der Welt räumen kann, 
kann man einen derart weitgefassten Tat-
bestand – auch wenn man sexuell übergrif-
fige Menschen selbstverständlich bestraft 
sehen will – durchaus kritisch sehen.

Und auch die Tatsache, dass das StGB 
mit § 176b StGB eine Vorbereitungshand-
lung unter Strafe stellt und eine Strafbarkeit 
nicht wegen einer bereits erfolgten Rechts-
gutsverletzung, sondern primär aufgrund 
der Gesinnung des Täters anordnet, kann 
kritisch betrachtet werden und ist eher Aus-
nahme als die Regel – im Bereich der Inter-
netstrafbarkeit jedoch ein zunehmender 
Trend.8 Damit kommt es zu einer Verschie-
bung der grundsätzlich freiheitssichernden 
Funktion der Straftatbestände hin zu einem 
präventionsorientierten Ansatz,9 der eigent-
lich nicht Primärzweck des Strafrechts ist.10 
§ 176b StGB sieht eine Vorverlagerung nun 
auch gleich in mehrfacher Hinsicht vor: Sie 
wird nicht nur durch das Tatbestandsmerk-
mal des »Einwirkens« bewirkt, sondern 
auch durch die nun in § 176b Abs. 3 StGB 
vorgesehene Versuchsstrafbarkeit für die 
Fälle verstärkt, in denen der Täter irrig an-
nimmt, sein Einwirken beziehe sich auf ein 
Kind, wobei er in Wahrheit jedoch z.B. mit 
einer jugendlichen Person, einem Elternteil, 
einer Ermittlungsperson oder einer compu-
tergenerierten Phantomfigur Kontakt auf-
nimmt (Scheinkind-Variante).11 Auch die 
in § 176b Abs. 2 StGB normierten Tathand-
lungen (wer eine Tat nach Abs. 1 anbietet 
oder nachzuweisen verspricht oder wer sich 
mit einem anderen zu einer solchen Tat 

Person ab 14 Jahren sein kann. Es sind also 
durchaus Konstellationen denkbar, in de-
nen sich der 15jährige, der eine 13-jährige 
mit sexuellen Hintergedanken per Whats-
App, Gmail & Co kontaktiert, wegen Cyber-
groomings strafbar macht.

B) Welche Tathandlungen sind gemäß 
	 § 176b StGB strafbar?

§ 176b Abs. 1 StGB stellt das »Einwir-
ken mit Inhalten« auf ein Kind, also einer 
Person unter 14 Jahren, unter Strafe, um 
dieses zur Vornahme oder Erduldung se-
xueller Handlungen zu bringen oder um 
kinderpornografische Inhalte herzustellen 
bzw. zu versuchen, diese abzurufen, sich  
in ihren Besitz zu bringen oder diese zu be-
sitzen.

Indem der Gesetzgeber auf ein Einwir-
ken »mit Inhalten« abstellt und somit auf 
die Legaldefinition in § 11 Abs. 3 StGB Be-
zug nimmt, bezieht er insbesondere auch 

moderne, sich neu entwickelnde virtuelle 
Kommunikationsformen wie WhatsApp, 
Snapchat und Gmail in den Bereich der 
Strafbarkeit ein und vermeidet so künftig 
Strafbarkeitslücken. Denn nur in den sel-
tensten Fällen wird ein Täter heutzutage zur 
Anbahnung eines sexuellen Missbrauchs 
mit seinem Opfer brieflichen Kontakt auf-
nehmen – ein Kontaktieren über die Chat-
funktion eines Online-Spiels oder über 
WhatsApp entspricht viel mehr der heuti-
gen Lebensrealität.

Zwar ist die Definition des »Einwirkens« 
in Einzelheiten umstritten,4 wohl überwie-
gend wird jedoch vertreten, dass bereits 
eine objektiv harmlose Kommunikation 
ohne Sexualbezug ausreichen soll, wenn 
sie in der Absicht erfolgt, mit dem Kind in 
der Folge die genannten sexuellen Hand-
lungen bzw. die oben ausgeführten, im 
Zusammenhang mit Kinderpornografie 
stehenden Handlungen vorzunehmen.5 
Dass es zu den genannten Handlungen 
auch tatsächlich kommt, ist hingegen nicht 
erforderlich. Somit ist denkbar, dass der 
Täter sich bereits dann strafbar machen 
kann, wenn er beispielsweise unverfängli-
che Nachrichten verschickt – gefordert wird 

»Ich weiß aus bitterer Erfahrung, wie trüge-
risch mitunter das Äußere sein kann, dass 
sich unter Blumen manchmal eine Schlange 
verbirgt.« 

� (Fjodor Michailowitsch Dostojewski) 

Noch vor wenigen Jahren war das Phä-
nomen des Cybergroomings nur wenigen 
Experten bekannt. Inzwischen taucht der 
Begriff in regelmäßigen Abständen in den 
Tageszeitungen auf, was nicht zuletzt da-
rauf zurückzuführen ist, dass die Anzahl 
sexueller Übergriffe im Netz stark angestie-
gen ist und sich nun auch der Gesetzgeber 
erneut des Phänomens angenommen hat. 
Mit § 176b StGB hat er nun einen eigenen 
Straftatbestand für das Cybergrooming ge-
schaffen. Dieser ist zum 01.07.2021 in Kraft 
getreten.

A) Was ist »Cybergrooming«?

»Groom« ist der englische Begriff für 
einen Bräutigam. Das Verb »to groom« 
beschreibt einerseits, dass sich jemand zu-
recht macht, andererseits wird es auch ver-
wendet, wenn jemand einen anderen auf  
etwas vorbereiten möchte. Und so bezeich- 
net der Begriff des Cybergroomings ein jün- 
geres Netz-Phänomen, bei dem eine Person 
mit sexuellen Hintergedanken virtuell Kon-
takt zu einem Minderjährigen aufnimmt. 
Die Kontaktaufnahme, die regelmäßig un-
ter Verschleierung der eigenen Identität er-
folgt, dient somit der Vorbereitung des sexu- 
ellen Missbrauchs Minderjähriger. In der 
Folge der Kontaktaufnahme überredet der 
Täter, der sich – einem Wolf im Schafspelz 
gleich – in das Gewand das Freundes oder 
verständnisvollen Zuhörers kleidet, die 
Kinder regelmäßig zu sexuellem verbalem 
Austausch, dem Übersenden von Nacktauf-
nahmen, der Vornahme sexueller Hand-
lungen vor dem Bildschirm, der Anferti-
gung kinderpornografischen Materials zu  
kommerziellen Zwecken, zu Webcamsex 
oder auch zu realen Treffen.1 Häufig werden 
Minderjährigen im Verlauf der Kontaktauf-
nahme auch pornografische Fotografien, 
Videos oder Geschenke zugesandt oder der 
Täter nimmt auch selbst vor der Kamera 
sexuelle Handlungen vor.2 Gelegentlich 
kommt es im Zusammenhang mit Cyber-
grooming auch zu Erpressungen.3 Auch 
wenn es sich bei Cybergroomern regelmä-
ßig um Erwachsene handelt, ist zu beach-
ten, dass tauglicher Täter grundsätzlich jede 
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gen vor, kann außerdem § 176a Abs. 1 Nr. 1 
StGB bzw. bei Schutzbefohlenen § 174 Abs. 3  
Nr. 1 StGB erfüllt sein. Versendet der Täter 
Pornografie, können auch die Tatbestände 
des § 176a Abs. 1 Nr. 3 StGB14 bzw. der §§ 184  
StGB ff. einschlägig sein.

Hinzuweisen ist überdies auf § 10a Nr. 3, 
§ 10b Abs. 3 S. 2 und § 24a JuSchG, die zum 
Schutz vor Interaktionsrisiken und vor Risi-
ken für die persönliche Integrität Minder-
jähriger bei der Mediennutzung beitragen 
sollen und die ausweislich der Gesetzesbe-
gründung gerade auch das Cybergrooming 
im Blick haben.15 Eine entsprechende Rege-
lung im Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 
(JMStV) existiert bisher nicht, sie wäre 
jedoch schon allein deshalb wünschens-
wert, um einen Gleichlauf der Gesetze zu 
erreichen und Wertungswidersprüche zu 
vermeiden.

E) Ausblick

Der Tatbestand des Cybergroomings ist 
ein systematisch nicht unproblematischer 
Tatbestand, der Wertungswidersprüche zur 
Folge hat. Die Einführung einer Versuchs-
strafbarkeit für Scheinkinder verstärkt die 
rechtlichen Bedenken und wirft neue Pro-
bleme auf16: Zwar dürfte die Scheinkind- 
Regelung faktisch zum intendierten, verbes- 
serten Schutz der sexuellen Integrität von 
Kindern führen, weil sie die Bestrafung von 
auf verdeckte Ermittler treffenden Tätern 
erleichtert,17 allerdings ist sie als präventi-
ves Gefahrenabwehrrecht im Strafgesetz-
buch deplaziert. Die gilt umso mehr, als das 
scharfe Schwert des Strafrechts immer nur 
als ultima ratio eingesetzt werden darf.18 
Und auch gegen die regelmäßig vorgebrach-
te Schutzbehauptung des Täters, er sei davon 
ausgegangen, mit einem Erwachsenen zu 
kommunizieren, der sich als Kind ausgege-
ben habe, vermag die Neuregelung nichts 
auszurichten.19 Hier wird es weiterhin da-
rauf ankommen, ob das Gericht dem Täter 
Glauben schenkt oder nicht. Viele der im 
Zusammenhang mit dem Cybergrooming 
beschriebenen Schwierigkeiten könnten 
jedenfalls erheblich abgeschwächt werden, 
wenn man darüber nachdenken würde, 
die Tathandlung des »Einwirkens« künftig 
enger zu fassen. Dass der Gesetzgeber einen 
verbesserten Schutz von Kindern vor sexu- 
ellen Übergriffen bewirken möchte, ist 
selbstverständlich zu begrüßen. Gerade im 
so sensiblen Bereich der sexuellen Grenz-
überschreitungen sind handwerklich gute 
Gesetze jedoch wichtig, soll der Schuss 
nicht womöglich nach hinten losgehen.

-----------------------------

	 1	Mathiesen, Cybermobbing und Cybergroo-
ming, Neue Kriminalitätsphänomene im 
Zeitalter moderner Medien, Jahrbuch des 
Kriminalwissenschaftlichen Instituts der 

verabredet), haben eine weitere Vorverla-
gerung der Strafbarkeit zur Folge. §§ 176b 
Abs. 3 iVm Abs. 1 Nr. 2 iVm § 184b Abs. 3 
StGB treiben die Vorverlagerung dann auf 
die Spitze: Danach macht sich strafbar, wer 
auf eine irrtümlich für ein Kind gehaltene 
Person einwirkt, um es zu unternehmen, 
einen kinderpornografischen Inhalt, der 
ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes 
Geschehen wiedergibt, abzurufen oder sich  
den Besitz an einem solchen Inhalt zu ver- 
schaffen oder diesen zu besitzen. Da § 184b  
Abs. 3 StGB als Unternehmensdelikt ausge-
staltet ist, bei dem Versuch und Vollendung 
gleichgesetzt werden, macht sich folglich 
strafbar, wer eine Person, die kein Kind ist, 
im Tonfall mehrfach unverbindlich, aber 
mit der Absicht anschreibt, zu versuchen, 
sich eine kinderpornografische Schrift – die 
im Übrigen nicht einmal ein tatsächliches 
Geschehen wiedergeben muss – abzurufen 
oder sich den Besitz daran zu verschaffen 
oder diese zu besitzen. Auch wenn man 
grundsätzlich natürlich jede Person im 
Dunstkreis von Kinderpornografie nahezu 
reflexartig bestraft sehen will, muss man 
sich als rechtsdogmatisch denkender Jurist 
die Frage erlauben, ob eine Regelung mit so 
wenig »tatbestandlichem Substrat« wirklich 
gelungen ist. 

Die Pönalisierung von Vorbereitungs-
handlungen hat überdies regelmäßig zur 
Folge, dass es zu Wertungswidersprüchen 
mit dem geltenden Recht kommt.12 So auch 
beim Cybergrooming: Während der oft ste-
reotyp angeführte Onkel, der einem Kind 
mit sexuellen Hintergedanken eine Tafel 
Schokolade schenkt oder ein Pony ver-
spricht, straffrei bleibt, stellt sich dies bei 
einer Person, die mit einem Kind und ver-
gleichbaren Hintergedanken E-Mails oder 
Kurznachrichten austauscht, ganz anders 
dar.13 Außerdem können sexuelle Hand-
lungen im realen Leben zwischen nahezu 
Gleichaltrigen künftig aufgrund der Privi-
legierung des § 176 Abs. 2 StGB straffrei 
sein, während eine Verabredung im Netz zu 
ebendiesen Handlungen nach § 176b StGB 
in Ermangelung eines vergleichbaren Privi-
legierungstatbestandes strafbar sein kann. 
Hier besteht dann nur die Möglichkeit, 
nach §§ 45, 47 JGG zu verfahren und das 
Verfahren einzustellen.

D) Flankierende Vorschriften

Ein Cybergroomer erfüllt regelmäßig 
eine Vielzahl strafrechtlicher Tatbestände.  
Häufig macht sich der Täter auch noch 
wegen Erpressung, § 253 StGB, schuldig. 
Entkleidet sich der Täter vor der Kamera 
vor dem Opfer, kann möglicherweise auch 
der Tatbestand des Exhibitionismus, § 183 
StGB, verwirklicht sein, der allerdings nur 
Männer als Täter vorsieht. Nimmt der Täter 
vor der Kamera eigene sexuelle Handlun-
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